
Beschlussvorschlag 

1.) Der Haupt- und Finanzausschuss gibt keine Beschlussempfehlung an den Rat zur Änderung der 

Friedhofsgebührensatzung. Die Verwaltung wird beauftragt, bis zur nächsten Ratssitzung dem 

Rat geeignete Änderungen vorzuschlagen, um den Gebührenanstieg zumindest interimsweise für 

das Jahr 2019 reduzieren. Insbesondere sollen die Abdeckung aus dem allgemeinen Haushalt 

(sofern dadurch nicht andere freiwillige Leistungen gekürzt werden müssen), ein erhöhter 

Parkabschlag und die Herausnahme bestimmter Verrechnungen aus der Kalkulation sowie ein 

verminderter kalkulatorischer Zinssatz geprüft werden. 

 

2.) Der Haupt- und Finanzausschuss beauftragt die Verwaltung, einen Prozess mit dem Ziel zu 

initiieren, für das Friedhofswesen eine langfristig tragfähige konzeptionelle Grundlage mit dem 

Ziel weitgehender Gebührenstabilität zu erarbeiten. Das weitere Vorgehen ist insbesondere auch 

im Kultur-, Sport- und Freizeitausschuss zeitnah zu beraten. 

 


